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1.4.2.   sonstiges Sondergebiet Zweckbestimmung 
SO

(§ 11 BauNVO)

GRZ 0,7 2.5.      maximal zulässige Grundflächenzahl

3,50 m 2.8.      maximale Höhe der baulichen Anlagen

3.5.      Baugrenze

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
    (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung
    (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

1. Art der baulichen Nutzung
   (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

PhotovoltaikPhotovoltaik

6.3.     Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

6. Verkehrsflächen
    (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

6.4.     Einfahrtsbereich
           Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluß
           anderer Flächen an die Verkehrsflächen
           (§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 und Abs. 6 BauGB)
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15. Sonstige Planzeichen

15.13    Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Darstellung ohne Normcharakter

111 Flurstücksnummer

Flurstücksgrenze

Einfriedung 

Lage der Planteile 1 und 2

N

2.500
Meter

5.0000

Elektrizität / Trafo 

7. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung
    und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerung; Anlagen, Einrichtungen
    und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken
    (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Gebäude

Fernwärme / BHKW

Feuerwehraufstellfläche

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen
      für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
      von Natur und Landschaft
      (§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

13.2.    Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen sowie Bindungen für Bepflanzungen und für die
Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB)

1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen
1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 11 Abs. 2 BauNVO)
1.1.1 Sonstige Sondergebiete Photovoltaik
Innerhalb des sonstigen Sondergebietes des mit der Zweckbestimmung Photovoltaik ist die Errichtung von baulichen Anlagen zur Stromerzeugung aus Solarenergie
und der erforderlichen Nebenanlagen wie Wechselrichter, Verkabelung, Trafoanlagen, Verteilerstationen, Speichereinrichtungen sowie Kabelschächte, Kabelleitungen
und Zuwegungen zulässig. Weiterhin zulässig sind Kameramasten für Überwachungskameras bis zu einer Höhe von maximal 8,0 m.

1.2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Absatz 1 Nr.1 BauGB, § 16 Absatz 2 Nr. 1 und Nr. 4 in Verbindung mit §§ 18 und 19 Absatz 3 BauNVO)
Im vorliegenden Bebauungsplan wird das Maß der baulichen Nutzung durch die Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) nach § 16 BauNVO und der Festlegung
zur maximalen Höhe der baulichen Anlagen nach § 18 BauNVO bestimmt

1.2.1 Grundflächenzahl
Für die Planteil 1 und 2 des räumlichen Geltungsbereiches wird eine GRZ von 0,70 festgesetzt.

1.2.2 Höhe baulicher Anlagen
Photovoltaikanlage
Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen für die Modultische inklusive Module wird im Planteil 1 und 2 des räumlichen Geltungsbereiches auf maximal 3,5 m über
dem Bezugspunkt festgesetzt. Die Unterkante der Modultische muss mindestens 0,80 m Abstand zur Geländeoberkante einhalten. Nebenanlagen wie Wechselrichter,
Trafoanlagen, Verteilerstationen, Speichereinrichtungen dürfen eine Höhe von maximal 4,70 m über dem Bezugspunkt erreichen. Für punktuelle
Überwachungseinrichtungen (Kameramasten) sind bis 8,0 m Höhe über dem Bezugspunkt zulässig.
Bestehende Satelliten Blockheizkraftwerke (BHKW)
Nebenanlagen (z. B. Trafostationen) dürfen eine Höhe von maximal 8,00 m über dem Bezugspunkt erreichen. Der Schornstein der Blockheizkraftwerke darf eine
maximale Höhe von 18,00 m über dem Bezugspunkt erreichen.

1.2.3 Höhenbezugspunkt
Als Bezugspunkt gilt die Oberkante des anstehenden Geländes (OKG) in Metern über NHN des amtlichen Höhenbezugssystems DHHN2016.

1.3 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Absatz 1 Nr. 2 BauGB, § 23 BauNVO)
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Festsetzung von Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt. Die baulichen Anlagen dürfen die
Baugrenze nicht überschreiten. Eine Ausnahme besteht für erforderliche Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO.

1.4 Erschließung
1.4.1 Ver- und Entsorgung
Verkehrsanbindung
Die Erschließung der Planteile 1 und 2 erfolgt über die öffentlich gewidmete Schillerstraße
Die Feuerwehraufstellflächen werden auf den nachfolgenden FLS festgesetzt:
Planteil 1: Gemarkung Stendal, Flur 2, Flurstück 215,
Planteil 2: Gemarkung Stendal, Flur 2, Flurstück 114.
Die Feuerwehraufstellflächen werden als wassergebundene Decke errichtet.
Trinkwasserversorgung/ Abwasserentsorgung
Im Rahmen des geplanten Vorhabens sind keine Anlagen zur Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung erforderlich.
Niederschlagswasser
Das anfallende unbelastete Niederschlagswasser kann durch den geringen Versieglungsgrad der aufgeständerten Solarmodule über die natürliche Versickerung in
den anstehenden Untergrund abgeleitet werden.
Es ist darauf zu achten, dass die Entwässerung des Solarparks nicht in Richtung des Bahngeländes der Deutschen Bahn AG geleitet wird.
Elektrizität

Der Netzanschluss der geplanten PV-FFA kann in direkter räumlicher Nähe, an einer 30 kV Erdleitung der Stadtwerke Stendal, realisiert werden. Die Übergabestation
zur Anbindung wird direkt angrenzend an die 30 kV Erdleitung am östlichen Rand des Planteil 1 aufgestellt.
Fremdleitungen
Im südöstlichen Teil des Plangebietes 2 und östlich parallel zum Geltungsbereich verläuft eine Fernmeldeleitung der Avacon Netz GmbH. Die Hinweise der Avacon
Netz GmbH sind zu berücksichtigen.

1.4.2 Brandschutz
Pro Planteil ist jeweils eine Feuerwehraufstellfläche mit jeweils einem Hydranten geplant, die durch die öffentlich gewidmete Schillerstraße erreichbar sind. Für das
vorgesehene Bebauungsgebiet ist grundsätzlich eine Löschwasserversorgung von mindestens 800 l / min für den Zeitraum von mindestens zwei Stunden zu
gewährleisten.

Textliche Festsetzungen Textliche Festsetzungen

Präambel
Aufgrund des § 1 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit § 233 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.
November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert worden
ist, hat der Stadtrat der Hansestadt Stendal den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“,
bestehend aus Planzeichnung, Vorhaben- und Erschließungsplan, textlichen Festsetzungen und Begründung einschließlich
Umweltbericht gebilligt und zur Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Absatz 2 BauGB und der Träger öffentlicher Belange nach § 4
Absatz 2 in Verbindung mit § 4a Absatz 2 beschlossen.

Aufstellungsbeschluss
Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat in seiner Sitzung am 25.10.2022 die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“, beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB im Amtsblatt
für den Landkreis Stendal am ............... ortsüblich bekanntgemacht.

Hansestadt Stendal, den                                     Siegel                             Bastian Sieler
Oberbürgermeister

Planunterlage
Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen
Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach. Sie ist hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch
einwandfrei. Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Hansestadt Stendal, den                             Siegel                           BastianSieler
Oberbürgermeister

Planverfasser
Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“ wurde ausgearbeitet von: Stadt
und Land Planungsgesellschaft mbH.

Hohenberg-Krusemark, den Planverfasser

Verfahrensvermerke

Verfahrensvermerke

Öffentliche Auslegung
Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat in seiner Sitzung am …………… dem Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr.
41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“ nebst Entwurf der Begründung und des Umweltberichtes zugestimmt und die öffentliche
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ……………… im Amtsblatt
Nr. ……… für den Landkreis Stendal ortsüblich bekanntgemacht. Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 41/21
„Solarpark Stendal - Schillerstraße“ nebst Entwurf der Begründung und des Umweltberichtes sowie der umweltrelevanten Unterlagen
und Stellungnahmen hat vom ………………… bis einschließlich ………………. gemäß § 3 Abs. 2 i. V. m. § 8 Absatz 3 BauGB öffentlich
ausgelegen.

Hansestadt Stendal, den                              Siegel                           Bastian Sieler
Oberbürgermeister

Beteiligung der Behörden
Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom ………………. gemäß § 4
Absatz 2 BauGB zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Hansestadt Stendal, den Siegel Bastian Sieler
Oberbürgermeister

Satzungsbeschluss
Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat nach Prüfung der abgegebenen Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Absatz 2
in seiner Sitzung am ………….. den vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“ nebst
Begründung und Umweltbericht gemäß § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen.

Hansestadt Stendal, den                            Siegel                             Bastian Sieler
                                                                            Oberbürgermeister

Ausfertigung
Die Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“ nebst Begründung und
Umweltbericht bestehend aus der Planzeichnung einschließlich der textlichen Festsetzungen und dem Vorhaben- und
Erschließungsplan in der Fassung vom ............... wird hiermit am ………………………….
ausgefertigt.

Hansestadt Stendal, den                               Siegel                           Bastian Sieler
                                                                               Oberbürgermeister

Inkrafttreten
Der Satzungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“ nebst Begründung
und Umweltbericht sowie die Stelle, bei der die genannten Unterlagen auf Dauer während der Dienststunden von jedermann
eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am
im Amtsblatt Nr. ............... für den Landkreis Stendal ortsüblich bekannt gemacht worden.
In der Bekanntmachung ist auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
und von Mängeln der Abwägung sowie auf Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von
Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden.
Der Bebauungsplan ist am ............... rechtswirksam in Kraft getreten.

Hansestadt Stendal, den                       Siegel Bastian Sieler
                                                                                     Oberbürgermeister

Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 41/21 „Solarpark Stendal - Schillerstraße“
1. ist eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß

§ 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB in Verbindung mit § 215 BauGB beim Zu-
    standekommen des Bebauungsplanes,
2. eine, unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB, beachtliche Verletzung
    der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächen-
    nutzungsplans und
3. sind Mängel des Abwägungsvorgangs gemäß § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB

schriftlich gegenüber der Hansestadt Stendal unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts gemäß § 215 Abs 1
BauGB nicht geltend / geltend gemacht worden.

Hansestadt Stendal, den                           Siegel               Bastian Sieler
                                                                     Oberbürgermeister

D
14.2.     Umgrenzungen von Gesamtanlagen (Ensembles), 

die dem Denkmalschutz unterliegen 

14. Regelungen für die Stadterhaltung und für den Denkmalschutz
      (§ 9 Abs. 6, § 172 Abs. 1 BauGB)

(§ 9 Abs. 6, § 172 Abs. 1 BauGB)  

Höhenbezugspunkt - Höhe in Meter über NHN im
Höhenbezugssystem DHHN2016

Hydranten (H - 16871 und H - 16860)

13.1.    Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

A04     Ausgleichsmaßnahme / Greifvogelstangen

15.5.      Mit Geh-, Fahr und Leitungsrechten zu belastende Fläche 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

49,00

47,00

1. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen - Örtliche Bauvorschriften
2.1 Zufahrten und Wege
Alle neu anzulegenden Wege und Zufahrten sind mit einem wassergebundenen Aufbau herzustellen.

2.2 Einfriedung
Die Vorhabenfläche wird zur Sicherung der Photovoltaikanlage vor unbefugtem Betreten mit einem Metallzaun (z.B. Maschendraht- oder Stabgitterzaun) eingezäunt.
Die Höhe beträgt maximal 2,20 Meter. Es werden zweiflüglige Toranlagen in Bauart der Zaunkonstruktion für die Zuwegungen mit einer Breite von mindestens 5 Meter
installiert. Der Abstand zwischen Boden und Zaunfeld muss mindestens 15 cm betragen. Sollte in Bezug auf die Schafhaltung der Abstand zwischen Boden und
Zaunfeld aus Gründen des Tierschutzes (z.B. entkommen von Lämmern, Wolfschutz) verkleinert werden müssen, kann dies erfolgen, sofern die Durchgängigkeit für
Kleinsäuger weiterhin gegeben ist (z.B. durch Einsatz eines zusätzlichen Maschendrahtzaunes mit einer ausreichenden großen Maschenweite).

2. Hinweise
Denkmalschutz
Der Geltungsbereich befindet sich im so genannten Altsiedelland. In der Umgebung kamen bei Bodeneingriffen zahlreiche Kulturdenkmale der Jungsteinzeit, der
Bronzezeit, der Eisenzeit, der Kaiser-/ Völkerwanderungszeit und des Mittelalters von regionaler und überregionaler Bedeutung zutage. Bei Funden ist gemäß dem
Denkmalschutzgesetzt des Landes Sachsen-Anhalt zu verfahren.
Kampfmittel
Der Geltungsbereich ist teilweise als Kampfmittelverdachtsfläche ausgewiesen. Sollten bei der Bauausführung kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition
aufgefunden werden, sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fundstelle und in der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und die zuständige
Sicherheitsbehörde oder die nächste Polizeidienststelle zu benachrichtigen.

3. Naturschutzfachliche Festsetzungen
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen
Zur Vermeidung der mit dem vorliegenden Bebauungsplan verbundenen Beeinträchtigungen, sind folgende Maßnahmen zu beachten:
V1 Alle Arbeiten sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik und DIN-Vorschriften durchzuführen. Zum Schutz des Landschaftsbildes sind
ausschließlich reflexions- bzw. blendarme Solarmodule zulässig, die zum Zeitpunkt der Errichtung der PVA den allgemein anerkannten Regeln der Technik
entsprechen.
V2 Baustellenabfälle sind umweltgerecht zu entsorgen.
V3 Bodenversiegelungen sind weitgehend zu vermeiden. Die für Zuwegungen sowie Lager- und Stellplätze benötigten Flächen sind daher auf das unbedingt
notwendige Maß zu beschränken. Bereits durch Verdichtung und Versiegelung vorbelastete Flächen sind für die Einrichtung von Lager- und Stellplätzen zu
bevorzugen. Vorhandene Erschließungswege sind zu nutzen. Entstandene Bodenverdichtungen sind nach Abschluss der Baumaßnahmen zu brechen.
V4 Zusätzliche Erschließungswege sind in wassergebundener Bauweise herzustellen.
V5 Der Oberbodenabtrag ist auf ein Minimum zu reduzieren. Der Aushub von anfallendem Oberboden z.B. bei Kabelgräben ist vor Ort getrennt zu lagern und
fachgerecht wieder einzubauen.
V6 Mit wassergefährdenden Stoffen ist sachgemäß umzugehen. Es dürfen keine Stoffe verwendet werden, die Schadstoffbelastungen in das Grundwasser
eintragen.
V7 Die Solarmodule sind ausschließlich mit Wasser, ohne den Zusatz von Reinigungsmitteln zu reinigen.
V8 Die Flächen zwischen und unter den Modulen sind als extensives Grünland (mittels Mahd, Beweidung oder einer Kombination beider Nutzungsformen) zu
pflegen. Dies soll durch eine extensive Beweidung mit Schafen erfolgen. Die Beweidung erfolgt ganzjährig mit einem Besatz von 10 - 15 Schafen pro Hektar.
Alternativ zur Beweidung kann auch eine Mahd durchgeführt werden. Diese hat in extensiver Form maximal zweischürig und frühestens ab dem 01. Juli jeden Jahres
zu erfolgen. Das Mahdgut ist spätestens eine Woche nach dem Schnitt abzutransportieren. Auf die Verwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist zu
verzichten. Ausnahmen zum beschriebenen Pflegeregime sind zur Bekämpfung von Problemarten möglich.
V9 Der Abstand der Module vom Boden muss zur Gewährleistung einer dauerhaft geschlossenen Vegetationsdecke mindestens 0,80 m betragen.
V10 Das Grundstück ist mit einem Metallzaun (z.B. Maschendraht- oder Stabgitterzaun) plangemäß einzuzäunen. Durch einen Abstand von mindestens 15 cm
zwischen Boden und Zaunfeld oder ausreichende Maschengrößen im bodennahen Bereich und der Verwendung von möglichst ungefährlichen Materialien (z. B.
Vermeidung von Stacheldraht) ist ein Durchlass für Mittelsäuger zu gewährleisten. Sofern in Bezug auf eine Schafhaltung der Abstand zwischen Boden und Zaunfeld
aus Gründen des Tierschutzes verkleinert werden muss, kann dies erfolgen, sofern die Durchgängigkeit für Kleinsäuger weiterhin gegeben ist und keinerlei
beeinträchtigt wird (z.B. durch Einsatz eines zusätzlichen Maschendrahtzaunes mit einer ausreichenden großen Maschenweite). Die Zaunhöhe beträgt max. 2,00 m
über Gelände, die Zauntore entsprechen in Bauart der Zaunkonstruktion.

V11 / VAFB1: Bauzeitenregelung
Die Baufeldfreimachung incl. der Entfernung randlicher Gehölze und der Zaunbau sollten außerhalb der Vogelbrutzeit, d.h. innerhalb des Zeitraumes von Anfang
September bis Anfang März, stattfinden. Sollte die Einhaltung dieses Zeitraumes nicht möglich sein (betrifft sowohl Baubeginn als auch die Fortführung der
Baumaßnahmen nach längerer Pause), ist eine ökologische Baubegleitung zwingend notwendig.
Diese dient dazu, sicherzustellen, dass keine Beeinträchtigungen von Umwelt, Biotoptypen und Arten auftreten bzw. der Artenschutz beachtet wird. Dies gilt
insbesondere auch wenn z.B. Bauarbeiten außerhalb des oben genannten Zeitraums der Bauzeitenregelung notwendig werden, wie auch bei einer Bauunterbrechung
von mehr als zwei Wochen.
V12 / VAFB2: Errichtung von bauzeitlichen Reptiliensperreinrichtungen
Um Verluste von Individuen der Zauneidechse während der Bauarbeiten zu vermeiden, werden temporäre Sperreinrichtungen aufgestellt. Diese sollen ab 15.03. des
Jahres des Baubeginns eine Rückwanderung bzw. eine Einwanderung weiterer Individuen in den Eingriffsbereich vermeiden. Die Sperreinrichtungen werden
spätestens Mitte März in Form eines Reptilienschutzzauns (ca. 60 cm hoch, sofern realisierbar: 10-15 cm tief eingegraben, Material witterungsbeständiges
Polyestergewebe) eingebracht und müssen die Baufelder gegen den Bahnkörper vollständig abschotten, um ein Einwandern von Zauneidechsen aus dieser Richtung
zu verhindern. Als Schutz gegen Überklettern ist die Oberkante des Zauns zum Außenbereich hin um 45° abgewinkelt.
Nach Beendigung der Bauarbeiten kann der Reptilienschutzzaun entfernt werden.
Die Maßnahme dient zur Vermeidung der Verletzung/Tötung oder Störung von Tieren durch Verlust von Wanderkorridoren und damit zur Vermeidung von
Zugriffsverboten nach § 44 (1 u. 3) BNatSchG, insbesondere der europarechtlich geschützten Zauneidechse.

V13 Die im Plan markierten Einzelbäume sind dauerhaft zu erhalten. Die Gehölze sind während der Bauzeit vor baubedingten
Beeinträchtigungen zu schützen.
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft
Im nordöstlichen Teil sowie östlich des räumlichen Geltungsbereiches befinden sich mehrere Feldgehölze. Diese sind nach § 30 BNatschG und
22 NatSchG LSA gesetzlich geschützt. Die Flächen werden dementsprechend für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von
Natur und Landschaft festgesetzt.
Artenschutzmaßnahmen
Als CEF-Maßnahme (continuous ecological functionality-measure) für die Feldlerche sind, im räumlichen Zusammenhang zum Eingriffsort, auf
3.000 m² Brutplätze herzustellen.

Textliche Festsetzungen

VII/0903 Anlage 1
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